Wirtschaft und 


© 
Erziehung ...:« 


61. Jahrgang Heft 6 


Gerechtigkeit ja, Gleichmacherei nein! 
In der Bildung kann Ungleichheit gerecht sein 


Im  heraufdämmernden 
Bundestagswahlkampf er- 
leben wir eine Inflation der 
Bindestrich-Gerechtigkei- 
ten: Generationen-, Ge- 
schlechter-, Umwelt-, Ein- 
kommens-,  Verteilungs- 
Gerechtigkeit. Die so ge- 
nannte Bildungs-Gerech- 
tigkeit nimmt in diesem 
Katalog eine prominente 
Stellung ein. Wiewohl der 
Zusammenhang von Schul- 
leistung und sozialer Herkunft weltweit keine neue 
Erkenntnis ist, erheben „progressive“ Bildungspoliti- 
ker in der Folge gebetsmühlenhaft die Forderung nach 
einem - angeblich gerechten — gleichmacherischen 
Bildungswesen. Dabei droht aus der Gerechtigkeitsr- 
hetorik eine Rhetorik des Klassenkampfes zu werden: 
Das gegliederte deutsche Schulwesen diene dem 
Zweck, eine ständische Gesellschaft zu erhalten. Oder: 
Die „obere Dienstklasse“ habe Angst vor einer nivel- 
lierenden Masse und lege deshalb Wert auf Exklusi- 
vität. Auch die Kampfvokabel „Selektion“ fehlt nicht. 
Mit ihrer Hilfe sollen offenbar dunkle Kapitel deut- 
scher Geschichte wachgerufen und das Leid der NS- 
Opfer bildungspolitisch instrumentalisiert werden. 





Gewiss ist „Bildung die soziale Frage des 21. Jahr- 
hunderts“. Zugleich gilt: Sozial ist, was Arbeitsplätze 
erhält oder neue schafft. Bildung ist dabei ein wichti- 
ges Vehikel zur Verbesserung von Chancen. Eine 
höhere Bildung kann individuelle Chancen verbes- 
sern; sie verschärft aber auch den Konkurrenzkampf. 


In der Debatte um Bildungsgerechtigkeit jedenfalls 
werden immer wieder Gleichheit und Gerechtigkeit 
vermischt. Zugleich dominiert das Prinzip der Gleich- 
heit über das Prinzip der Freiheit. Das Spannungsver- 
hältnis von Gleichheit und Freiheit ist aber auch mit 
noch so viel Quote, zum Beispiel Abiturquote, nicht zu 
lösen. Die „conditio humana“ kennt keine Gleichheit. 
Wer völlige Chancengleichheit will, müsste die Men- 
schen entmündigen. Wie in vielen anderen gesell- 
schaftlichen Bereichen muss deshalb Freiheit auch in 
der Bildung Vorrang vor Gleichheit haben. Egalitäre 
Schulpolitik würde vermeintliche Gleichheit dadurch 
erzielen, dass die Ansprüche gesenkt werden. Wer 
aber die Ansprüche senkt, der bindet gerade junge 
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Menschen aus schwierigen Milieus in ihren „restrin- 
gierten Codes“ fest. 


Natürlich ist Bildung Staatsaufgabe. Dadurch ist Bil- 
dung zugunsten gerade sozial Schwächerer vor den 
Prinzipien des reinen Marktes geschützt. Zugleich aber 
hat öffentliche Schule die Aufgabe, freie Entfaltung zu 
ermöglichen und Unterschiedlichkeit zu schützen. 
Beim Start in die Bildungslaufbahn sollten alle die glei- 
chen Chancen haben, gleiche Zielchancen kann es 
aber nicht geben. Das wiederum birgt das Risiko des 
Scheiterns, denn Chancen sind Chancen, aber keine 
Vollkaskogarantien. 


Deshalb gibt es keine gerechte Alternative zu einem 
human ausgestalteten Leistungsprinzip. Wer in der 
Schule das Leistungsprinzip untergräbt, setzt zugleich 
eines der revolutionärsten demokratischen Prinzipien 
außer Kraft. Freie Gesellschaften haben an die Stelle 
von Geschlecht, Geldbeutel, Geburtsadel und Gesin- 
nung das Kriterium der Leistung vor den Erfolg und 
vor den Aufstieg gesetzt. Das ist ein großer sozialer 
Fortschritt und zudem die Chance zur Emanzipation 
für jeden Einzelnen. Verschiedenheit ist insofern keine 
Ungerechtigkeit. Vielmehr ist nichts so ungerecht wie 
die gleiche Behandlung Ungleicher. Zudem bremst 
Gleichmacherei in Erziehung und Bildung den Leis- 
tungswillen und die Eigeninitiative. Gleichmacherei 
würde auch nur zu einer gefühlten Gerechtigkeit nach 
dem Motto führen: Was nicht alle können, darf keiner 
können. 


In Deutschland gab es in den vergangenen Jahrzehn- 
ten durch die Verlängerung der Pflichtschulzeit sowie 
durch zahlreiche Schul- und Hochschulgründungen 
vielerlei positive Effekte, die gerade bildungsfernen 
Schichten zugute kamen. Man nehme allein den Hoch- 
schulzugang: Es gibt heute in Deutschland rund 60 ver- 
schiedene Wege zu einer Hochschulreife. Die Zahl der 
Hochschulen hatte sich in der alten Bundesrepublik in 
30 Jahren - von 1960 bis 1990 - fast verdoppelt. Die 
Zahl der Studenten verfünffachte sich: 1960 gab es 
0,29 Millionen, 1990 waren es 1,58 Millionen Stu- 
denten. Heute studieren im geeinten Deutschland 
rund zwei Millionen Studenten. 


Es war das gegliederte Schulwesen, das die Abiturien- 
tenquote in Deutschland binnen 30 Jahren verfünf- 
facht hat. Die Behauptung, durch die Integrierte 
Gesamtschule könne ein sozialer Ausgleich stattfin- 
den, ist falsch. Die „LifE-Studie“ („Lebensverläufe von 
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HERMANN-JOSEF STRATOMEIER 


Religionsunterricht an der Berufsschule 


Ausgangspunkt des vorliegenden Artikels ist eine reli- 
gionspädagogische Studie zur Lehrplanentwicklung im 
Fach Katholische Religionslehre an der Berufsschule 
seit ca. 1900 (STRATOMEIER 2009, S. 74-224). Hierbei wur- 
den die katholischen und evangelischen Lehrpläne in 
ihrem Bedingungsgefüge beurteilt; die historische Über- 
sicht zur Lehrplanentwicklung zeigte, dass der Reli- 
gionsunterricht in dieser Schulform schon früh sein rein 
katechetisches Profil ablegte und sich zu einem adres- 
saten- und berufsbezogenen Unterricht weiterentwi- 
ckelte. Der Religionsunterricht an der Berufsschule, so 
macht die Studie deutlich, stellte sich immer wieder den 
neuen Herausforderungen und Anforderungen durch die 
Berufsausbildung, er war von seinem Anspruch her 
bestrebt, genuinen Anteil am Bildungsprozess junger 
Erwerbstätiger zu haben. 


Berufsbezug im handlungsorientierten 
Religionsunterricht an der Berufsschule 


Aber auch die Implementierung handlungsorientierter 
Richtlinien und des Lernfeldkonzepts in den berufs- 
orientierten Fächern in der Berufsschule seit Mitte der 
1990er-Jahre haben neue Heraus- und Anforderungen 
an die einzelnen Bildungsgänge zur Folge. Einerseits 
müssen bewusst offen formulierte Lehrpläne konkreti- 
siert und von der Bildungsgangkonferenz umgesetzt 
werden, andererseits erfordert das neue Didaktikkon- 
zept die Loslösung der Unterrichtsinhalte von einer wis- 
senschaftssystematischen und abstrakten Fächerung 
sowie die Einmündung des Lerngeschehens in eine pra- 
xisorientierte Struktur des Unterrichts. Der Berufs- 
schulreligionsunterricht soll im Bildungsgang seinen 
spezifischen Beitrag zur beruflichen Ausbildung junger 
Menschen leisten, da der Beruf zur Lebenswirklichkeit 
junger Auszubildender gehört und somit eine Ausein- 
andersetzung mit der eigenen Rolle im Erwerbsleben 
sowie in der gesellschaftlichen und privaten Lebens- 
gestaltung stattfinden muss. Es ist im Unterricht aber 
auch darauf zu achten, dass andere als nur berufliche 
Handlungsfelder - d.h. auch solche „Lebenswelten“, die 
indirekt zu den beruflichen Handlungsfeldern gehören, 
da sie berufliches Handeln beeinflussen (z.B. Partner- 
schaft, Konsum, Gewalt) - zum Unterrichtsgegenstand 
werden. Da nicht nur nützlichkeitsorientiertes Handeln 
zum Menschen gehört, ist ein religiöses Bildungsange- 
bot an Berufsschulen unverzichtbar (SCHWEITZER 1997, 
S. 152). „Die Frage nach der Berufsbezogenheit des 
Religionsunterrichts muss demnach neu bestimmt wer- 
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den (...) als Förderung von Handlungskompetenz zur 
Verwirklichung sinnvollen Handelns unter der christlich- 
kritischen Sicht des Menschen in seinen unterschied- 
lichen Lebensbezügen und -formen, einer Sicht, die 
junge Menschen auch inhaltlich kennen lernen müssen, 
damit dieses gesetzte Ziel erreicht werden kann.“ 
(ScHuLz/LAang 2005, S. 116). Die neuen Richtlinien geben 
daher ein hohes Maß an Kompetenz und Verantwortung 
bei der Ausgestaltung des Unterrichts an die Bildungs- 
gangkonferenzen bzw. Lehrenden ab; in diesem Zu- 
sammenhang ergibt sich auch für die Religionslehrer in 
den Berufsschulen die Notwendigkeit der Neuaus- 
richtung ihres unterrichtlichen Tuns. Für den Berufs- 
schulreligionsunterricht bedeutet das vor allem, dass er 
den Auszubildenden Hilfen zur Orientierung in der Welt 
und am Arbeitsplatz geben sowie an der Bewältigung 
von Zukunftsaufgaben seitens der Jugendlichen teilha- 
ben muss, anstatt sich - wie früher üblich - auf abfrag- 
bares Wissen zu konzentrieren. (EKD 1994, S. 25; MÖH- 
RING-PLATH 2004, S. 172; OBERMANN 20086, S. 50-54). Un- 
ter diesem Punkt sieht auch VERHÜLSDONK (0. J.) einen 
wesentlichen Aspekt religiöser Grundbildung in der 
Schule. Der so verstandene Religionsunterricht kann 
auch nicht mehr rein kompensatorische Aufgaben zu 
einer einseitigen beruflichen Qualifizierung wahrnehmen 
oder sich „kritiklos an der inhaltlichen Füllung von Quali- 
fikationen und Kompetenzen beteilig[en]“ (Birk 2005, S. 
349), sondern muss es sich angelegen sein lassen, dass 
zwischen Berufs- und Allgemeinbildung „Synergieeffek- 
te bezüglich eines gemeinsamen Ziels oder gemeinsa- 
mer Zielbereiche entstehen“ (Bonz 2005, S. 209). Darü- 
ber hinaus initiiert der Religionsunterricht einen interdis- 
ziplinären Dialog, indem theologische, philosophische, 
gesellschaftliche und technische Probleme thematisiert, 
beurteilt und auch beeinflusst werden (VERBÄNDE 1987, 
Nr. 9). Doch wie viel Berufsbezug tut dem Religions- 
unterricht noch gut? Dieser hat ja seit Mitte der 1960er- 
Jahre mit einem Legitimationsproblem zu kämpfen, 
sodass die Frage berechtigt erscheint, ob nur ein 
Berufsbezug um jeden Preis den Fortbestand des 
Religionsunterrichts an dieser Schulform sicherstellen 
kann. 


Keine Abschaffung des Religionsunterrichts 
an der Berufsschule! 


Zu Beginn des 21. Jahrhunderts zeigt sich die Trias 
„Lehre-Lehrer-Schüler“ total fragmentiert: Der Schüler 
ist in der Regel weit weg von institutioneller Religion und 
Lehre, Anknüpfungspunkte im Unterricht ergeben sich 
eher zufällig. Daher ist eine ausführliche Be- 
dingungsanalyse vor jeder Unterrichtsreihe neu durch- 
zuführen, die deutlich macht, wie wichtig die Lebenssi- 
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tuationen der Schüler und damit die Probleme der Plu- 
ralisierung und Individuierung von Lebensbereichen, der 
Technologisierung und Globalisierung von Arbeit und 
Beruf sowie das Problem der Bedeutung des Berufs für 
die Auszubildenden an sich sind. So wird einsichtig, 
dass sich ein Religionsunterricht heute kaum noch ohne 
den Bezug zum Beruf legitimieren lässt. Denn von Sei- 
ten der Arbeitgeberverbände wird nicht selten der Bei- 
trag des Religionsunterrichts bei der Vermittlung von 
Handlungskompetenz in Frage gestellt. Zudem ist es 
auch umstritten, ob es weiterhin Fächer geben soll, oder 
ob diese vollständig in entsprechenden Lernsituationen 
aufgehen sollen. Zudem verlangt der heutige Arbeits- 
markt aufgrund der wachsenden internationalen Ver- 
flechtungen der Wirtschaft und des Zusammenwach- 
sens Europas zu einem europäischen Binnenmarkt von 
den Absolventen der beruflichen Ausbildung zuneh- 
mend Mobilität und Kompetenzen für internationales 
berufliches Handeln. Im Rahmen einer verstärkten euro- 
päischen Zusammenarbeit in der beruflichen Bildung 
(Brügge-Kopenhagen-Prozess) ist der Begriff „Modula- 
risierung“ zu einem Schlüsselwort auch für die Berufs- 
ausbildung geworden, wobei die in sich geschlossenen 
Ausbildungsgänge in ein modulares Ausbildungssys- 
tem, d.h. in Ausbildungsbausteine umgewandelt wer- 
den, die zu einem europäisch vergleichbaren Berufsab- 
schluss führen (HuBEr 2008, S. 231 f.). Dies kann künf- 
tig im dualen System zu einer Modularisierungswelle 
führen, an deren Ende dann die Berufsausbildung nicht 
mehr als schulische, sondern als eine nur noch wirt- 
schaftlichen Interessen dienende Bildung begriffen wird. 
Dabei steht natürlich der Beitrag aller berufsübergrei- 
fenden Fächer und vor allem des Religionsunterrichts 
wieder zur Debatte. Eine eventuelle Umbenennung des 
Fachs Katholische Religionslehre wird auch hier keine 
Abhilfe für kritische Anfragen und Eingriffe der Wirt- 
schaft bezüglich der Inhalte desselben mehr sein. Der 
Realisierung dieses Modells steht allerdings vorerst das 
BBiG entgegen, das in $ 4 festlegt, dass in anerkannten 
Ausbildungsberufen nur nach den Ausbildungsord- 
nungen ausgebildet werden darf, welche den Religions- 
unterricht in den Stundentafeln vorsehen. Dennoch: So 
gut das Fach im Lehrplan konzeptionell in die Berufs- 
schulpädagogik eingebunden ist, ist es nötig, noch stär- 
ker ein dem ökonomischen Verständnis von Hand- 
lungsorientierung entgegengesetztes christliches Kon- 
zept von Handlungskompetenz anzuführen. 


Ein christliches Konzept von 
Handlungsorientierung 


Das Konzept der von den Rahmenrichtlinien für die Aus- 
bildungsberufe geforderten umfassenden Handlungs- 
kompetenz muss auch theologisch begründet werden. 
Dabei können folgende Überlegungen eine Rolle spielen 
(HoRSTMANN 2003, S. 15-16): 


e Die Eschatologie macht darauf aufmerksam, dass 
Lebenssituationen von Gott her bestimmt sind, der 
sich dem Menschen in diesen Situationen offenbaren 
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will. Diese Lebenssituationen sind also nicht deshalb 
Gegenstand des Unterrichts, weil man als Auszubil- 
dender eine Elektroanlage zu installieren hat, son- 
dern weil Gott sich hierbei dem Menschen offenbart. 


e Damit zusammenhängend ist eine durch die christli- 
che Gesellschaftslehre grundgelegte Theologie der 
Arbeit entsprechend zu würdigen. Entgegen aller 
geforderten ökonomischen Verwertung beruflichen 
Tuns hat jene darauf zu insistieren, dass die Würde 
und der Wert des Menschen nicht an beruflicher Leis- 
tungsfähigkeit und entsprechendem Erfolg zu mes- 
sen sind, sondern dass die bedingungslose Annahme 
durch Gott dem Beruf erst Sinn gibt. 


e Daraus ergibt sich, dass Beruf und Arbeit allein nicht 
bestimmend für das Leben eines jeden Einzelnen sein 
können, womit Fragen aufgeworfen werden, welche 
die Verantwortung des Menschen nach persönlicher 
Verwirklichung, seiner gesellschaftlichen Aufgabe 
beispielsweise als Angehöriger einer Familie oder in 
globaler Perspektive unter dem Aspekt von Frieden 
bzw. Gerechtigkeit thematisieren. 


Durch Überlegungen solcherart kann die starke Stellung 
des dualen Partners sowie ein zu eng gefasster Berufs- 
bezug des Religionsunterrichts durchbrochen werden, 
indem sich das Fach auch definitorisch gegenüber wirt- 
schaftlichen Verwertungszusammenhängen abgrenzt. 


Berufsbezug: eng oder weit gefasst? 


In diesen Zusammenhang gehört dann eine ausführliche 
Klärung des Begriffs „Berufsbezug“, wobei zwischen 
einem engen bzw. weiten Bezug zum Beruf zu unter- 
scheiden ist. Dies kommt sicherlich auch den Schülern 
entgegen, denn außerberufliche Lebensbereiche sind 
ihnen ebenso wichtig. Hier muss der Religionsunterricht 
noch deutlicher auf den eigenen Stellenwert des Fachs 
sowie auf wertvolle Freiräume hinweisen. Dies kann nun 
über den weiter gefassten Berufsbezug erreicht wer- 
den, indem die Bedeutung des Berufs in einem biogra- 
fischen, sozialen, ökonomischen und globalen Kontext 
gesehen wird: 


e Der biografische Bezug beleuchtet den Bezug zum 
Leben des Einzelnen und klärt u.a. die Frage, wel- 
chen Stellenwert der Beruf im Grunde in der Lebens- 
planung junger Menschen einnehmen kann. - „Lohnt 
es sich überhaupt, für einen geringen Lohn morgens 
aufzustehen?“, „Welchen Wert als Schuhverkäufer 
habe ich eigentlich?“, „Was ist der Sinn von Arbeit, 
was möchte ich im Beruf erreichen?“ 


e Der soziale Bezug behandelt Fragen um den gesell- 
schaftlichen Stellenwert des Berufs und wie Verän- 
derungen der Gesellschaft letztlich auch auf den 
Beruf zurückwirken. — „Gerechter Lohn, gibt es den 
eigentlich?“, „Arbeit und Freizeit, was ist mir wichti- 
ger?“, „Woher kommt die Arbeitslosigkeit?“ 


e Der ökonomische Bezug berücksichtigt die volks- 
wirtschaftlichen und betriebswirtschaftlichen Bezüge 
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zum Beruf. - „Bringt Sonntagsarbeit etwas für die 
Volkswirtschaft?“, „Sollen die Arbeitszeiten weiter 
verkürzt werden?“, „Ich möchte mich weiterbilden, 
wer bezahlt das?“ 


e Der globale Bezug soll die weltweite Verflechtung 
beruflichen Tuns herausstellen. - „Warum sind die 
Armen arm?“, „Schädigt mein Beruf das Weltklima?“, 
„Billiglohnländer, eine Alternative zum Standort 
Deutschland?“ 


Demgegenüber steht der in vielen Bildungs- 
gangkonferenzen oft so gebrauchte, eng gefasste 
Berufsbezug, verstanden als Bezug zum konkreten Aus- 
bildungsberuf und betrieblichen Alltag: 


e Der individuelle Bezug stellt den Zusammenhang zwi- 
schen Auszubildendem und konkreten Ausbildungs- 
situationen her. — „Hilfe, ich werde gemobbt!“, „Ich 
bin stolz, ein ... zu sein.“, „Ich habe am Arbeitsplatz 
versagt.“ 


e Der funktionale Bezug beleuchtet den Bezug zum 
Arbeitsplatz und den Anforderungen in der Berufs- 
ausbildung. - „Ich bin Teil einer Betriebshierarchie.“, 
„Wie vermeide ich Konflikte am Arbeitsplatz?“, 
„Bekomme ich einen gerechten Lohn?“ 


Aus dem Gesagten ergibt sich, dass der Berufsschul- 
religionsunterricht die zunehmende Spezialisierung der 
Berufe nicht berücksichtigen kann, sodass ein aus- 
schließlicher oder krampfhaft gesuchter Berufsbezug 
um jeden Preis sich nicht anbietet. Auch die Bildungs- 
gangkonferenzen an den Berufskollegs müssen weiter- 
hin Möglichkeiten aufzeigen, wie der Religionsunterricht 
direkt oder indirekt in unterschiedlichem Umfang an 
Lernsituationen anknüpfen kann, die einerseits einen 
weiteren, andererseits einen engeren Berufsbezug aus- 
weisen. Aber auch die Situationen in anderen Lebens- 
bereichen der jungen Auszubildenden (z.B. Partner- 
schaft, Freizeit, Konsum) haben einen großen Stellen- 
wert und müssen gleiche Berücksichtigung finden. 


Fazit und Ausblick 


Indem das Fach Religionslehre für die Auszubildenden 
christliche Sinnangebote thematisiert, wird Berufsorien- 
tierung im Religionsunterricht als berufsdurchdringen- 
des, berufsreflektierendes und berufsbegleitendes Ler- 
nen verstanden. Die Berufsausbildung muss eine 
umfassende Bildung bleiben, wobei die Erfahrungen der 
Schüler zum Ausgangspunkt der Unterrichtsplanung 
erhoben werden. Von dort aus kann das Fach dann sei- 
nen Beitrag zur Orientierung für junge Menschen leisten. 
Der Religionsunterricht an der Berufsschule ist mit der 
Glaubenshermeneutik überfordert (Nırkow 1993, S. 
533), da für die Adressaten die sozio-kulturellen Vor- 
aussetzungen eines geschlossenen christlichen Milieus 
längst nicht mehr gegeben sind. Deshalb dürfen sich 
zukünftige Lehrpläne nicht nur an einer singulären Di- 
daktik orientieren, sondern müssen offen für verschie- 
dene Ansätze in Richtung auf eine kritische Selbstver- 
gewisserung der Schüler sein (DIETERICH 2005, S. 358; 
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WIDMANN/SCHEILKE 1997, S. 536-538). Da in einem guten 
Religionsunterricht existenzielle Fragen, z.B. nach dem 
Sinn des Lebens sowie nach ethischem Verhalten, Platz 
haben müssen, werden diese bei der Unterrichtspla- 
nung weiterhin zu berücksichtigen sein. In diesem 
Zusammenhang gilt es, die Alltagserfahrungen und Ein- 
stellungen der Schüler, ihren Grad religiöser Sozialisa- 
tion und gesellschaftliche, ökonomische sowie Ökologi- 
sche Lebensbedingungen in den Unterricht einzubezie- 
hen. Hinzu kommt die Intention der Ausbildung von wer- 
tebewusster und moralischer Urteilsfähigkeit, wobei 
subjektiven Deutemustern verstärkt eine hohe Relevanz 
zugesprochen wird. Dabei sind insbesondere die Kennt- 
nisse und Erfahrungen in anderen Fächern sowie in den 
Lebensräumen Schule und Arbeitsplatz einzubeziehen 
(WIDMANN/SCHEILKE 1997, S. 345; DIETERICH 2005, S. 358; 
Nıpkow 1993, S. 536-538). 
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Ausbildung 2015 
Strategien zur Kompetenzsicherung für die Betriebe 


Betriebliche Ausbildung ist auch in Krisenzeiten der entscheidende Faktor zur Sicherung des Fachkräftenachwuchses 
in den Unternehmen, sagte der Leiter der Arbeitsgemeinschaft der kaufmännischen Ausbildungsleiter Jens KETTLER auf 
der KWB-Tagung bei der Deutschen Telekom in Bad Honnef. Daher dürften die Unternehmen auch jetzt in ihren Aus- 
bildungsaktivitäten nicht nachlassen, damit zukünftig der Aufschwung nicht durch Fachkräftemangel gebremst werde. 


Der Personalvorstand der Deutschen Telekom THOMAS SATTELBERGER betonte, dass auch und gerade in der dualen Aus- 
bildung eine Bildungsexpansion erforderlich sei. Die duale Ausbildung müsse sich weiter differenzieren und in einem 
ersten Schritt bildungsschwachen wie leistungsstarken Auszubildenden individuelle Entwicklungsperspektiven eröff- 
nen. Darüber hinaus gelte es, die Hürden zwischen Ausbildung und Weiterbildung einzureißen. Den Schlüssel hierzu 
sieht Sattelberger in der Bologna-Reform an den deutschen Hochschulen. Unternehmen müssten sich deren Potenzi- 
al zu Nutze machen und ihren betrieblichen Fachkräften passgenaue berufsbegleitende Studienangebote unterbreiten. 


Auf die Scharnierfunktion der dualen Ausbildung beim Übergang von der Schule in den Beruf und beim Einstieg in die 
Erwerbstätigkeit wies Prof. MiCHAEL HÜTHER vom Institut der deutschen Wirtschaft Köln hin. Die Bedeutung der Kom- 
bination von Studium und Ausbildung nehme dabei kontinuierlich zu, sodass der Hochschulzugang für beruflich Qua- 
lifizierte nachhaltig zu verbessern sei. Darüber hinaus bedeute die konsequente Positionierung der Wirtschaft entlang 
internationaler Wertschöpfungsketten unausweichlich steigende Anforderungen an alle Bildungsbereiche, auch an die 
berufliche Bildung. 


Zu den Strategien zur Kompetenzsicherung für die Betriebe bestand bei den Vertretern aus Wirtschaft, Gewerkschaf- 
ten und Politik Einvernehmen, dass die Gleichwertigkeit von beruflicher und akademischer Bildung derzeit noch nicht 
bestehe, aber bis 2015 erreicht werden sollte. 


Verbunden damit müssten vollständige Durchlässigkeit und Transparenz zwischen den Bildungsbereichen sowie eine 
angemessene gegenseitige Anrechnung von Qualifikationen umgesetzt werden. Darüber hinaus - so die Vision der Teil- 
nehmer des Round Table - sollten die seit Jahren bestehenden Übergangssysteme für Schulabgänger bis dahin über- 
flüssig sein, so dass alle vorhandenen Potenziale direkt und ohne „Warteschleifen“ gehoben werden können. 


KURATORIUM DER DEUTSCHEN WIRTSCHAFT FÜR BERUFSBILDUNG 
Ollenhauerstraße 4, 53113 Bonn, Tel.: 0228/91523-0, Fax: 0228/91523-99, 
E-Mail: kwb@kwb-berufsbildung.de, Internet: www.kwb-berufsbildung.de 


dbb unterstützt Zypries-Vorschlag zur Beamtenbesoldung - 
Heesen: Bezahlungswettbewerb schlecht für die Bürger 


(dbb) Der dbb beamtenbund und tarifunion begrüßt die Absicht der Bundesjustizministerin, die im Rahmen der 
Föderalismusreform an die Bundesländer übertragene Zuständigkeit für die Beamtenbesoldung wieder beim 
Bund anzusiedeln. 


Die Befürchtung, dass ein „besoldungstechnischer Flickenteppich“ entsteht, habe sich bewahrheitet, zitiert die Berliner Zei- 
tung (12. Mai 2009) BRIGITTE ZYPRIES. Sie trete deshalb dafür ein, die Besoldungskompetenz wieder dem Bund zu übertragen. 


PETER HEESsEn, der dbb-Bundesvorsitzende, wies darauf hin, dass seine Organisation die Aufsplitterung der Besol- 
dungskompetenz von Anfang an für einen Fehler gehalten habe. HEEsEn: „Wir haben inzwischen ja einen regelrechten 
Wettlauf der Länder um die besten Leute, vor allem in den Mangelberufen wie Lehrer, Techniker und IT-Spezialisten. 
Gerade in den ärmeren und strukturschwächeren Ländern wird der öffentliche Dienst dadurch geschwächt. Das ist 
kontraproduktiv für die flächendeckende Qualitätssicherung im öffentlichen Dienst und verstößt gegen die Solidarität 
im Bundesstaat.“ Die Überlegung der Bundesjustizministerin, die Besoldungskompetenz für alle Beamten wieder beim 
Bund zusammenzufassen, sei deshalb logisch und zwangsläufig, so Heesen: „Andernfalls wird der Flickenteppich der 
Bezahlung im öffentlichen Dienst immer weiter auseinanderfallen. Das ist schlecht für die Leistungsfähigkeit der Ver- 
waltung, schlecht für die Beschäftigten und schlecht für die Bürger, die überall in Deutschland ein Recht auf hoch- 


wertige Dienstleistungen ihres Staates haben.“ 
dbb-aktuell vom 13. Mai 2009 
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